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Euro- und Finanzkrise
Sehr geehrte Frau Bundeskanzlerin,

die derzeitige Finanzkrise beunruhigt nicht nur die Politiker, sondern in sehr viel stärkerem Maße auch die Bürger. Und die Bürger sind es auch, die am Ende die Zeche bezahlen müssen; denn wo sonst sollen die fehlenden Billionen herkommen. 
Es ist leicht, über alle Maßnahmen der Regierenden zu schimpfen. Sinnvoller wären hilfreiche Vorschläge. Und ich habe einen sinnvollen Vorschlag. Dazu aber eins vorweg. Es ist mir völlig klar, dass auch der beste Vorschlag, und  wenn es der einzig mögliche zur Behebung eines Problems ist, von klugen und noch viel mehr von dummen Leuten zerredet werden kann. Aber das wissen Sie besser als ich. Stärke und unwiderlegbare Argumentation zur Durchsetzung ist erforderlich.
Der Ablauf aller Finanzkrisen vom Altertum bis zur Gegenwart war im Prinzip immer gleich: Die Regierenden gaben mehr Geld aus, als die Bürger an den Staat bezahlten. Und letztendlich zahlten die Bürger dann doch noch die Zeche. Und immer lief es auf eine Inflation hinaus. Zwar in unterschiedlichen Formen wie z.B. durch Besitzverbote (Gold, Grundbesitz etc.), Währungsreformen, Geldentwertung u.s.w., aber eben doch Inflation. Das wissen Sie natürlich auch alles besser als ich. Am stärksten betroffen waren immer die weniger Besitzenden. Auch das ist nichts Neues.
Neu wäre der Weg, den ich Ihnen heute vorschlage, und den ich – um sicher zu gehen, dass es kein absoluter Blödsinn ist – von den Redaktionen des Spiegels und des Focus habe prüfen lassen. Die Bürger der betroffenen Staaten haben davon profitiert, dass sie weniger Abgaben an die öffentliche Hand gezahlt haben als diese ausgegeben hat. Ich schlage vor, dass diese Bürger eine Nachzahlung in der Höhe leisten, in der der jeweilige Staat verschuldet ist. Die Höhe des zu zahlenden Beitrages sollte am Vermögen jedes einzelnen Bürgers gemessen werden. Denn wer wie viel zu wenig bezahlt hat, ist im Nachhinein nicht mehr fest zu stellen. Einen Vorteil daraus, zu wenig gezahlt zu haben, dürften alle Bürger haben.
Diese Maßnahme würde niemanden wirklich weh tun, die Finanzkrise würde damit beendet, die danach eintretenden Vorteile würden alle genießen und es könnten die dringenden Aufgaben, die z.Zt. zwangsläufig zu kurz kommen, abgearbeitet werden.
Parallel zu der geschilderten Maßnahme, sind natürlich eine ganze Reihe von anderen Problemen zu lösen. Einige davon sind bereits in der Diskussion, wie z.B. die politische Einigung Europas, die Verhinderung der maßlos schädlichen Spekulationen der Banken, die Entmachtung der Interessenvertretungen oder die Lösung der sozialen Probleme. Unbedingt erforderlich  auch ist, dass für die Ausgaben der öffentlichen Hand die Entscheider mehr verantwortlich gemacht werden. 
Ich bin jederzeit gern bereit, zu meinem Vorschlag Stellung zu nehmen, bzw. mich mit Ihren Beratern zu beraten.  

Mit freundlichen Grüßen

Ihr betroffener Bürger

